Deutscher Bundestag 
2.Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1872 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Berufsausübung im Handel 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Einzelhandel betreibt, w T er gewerbsmäßig 
zum Verkauf an jedermann 

1. in einer oder mehreren offenen Ver- 
kaufstellen 

a) Waren feilhält oder 

b) Muster oder Proben zeigt, um Bestel- 
lungen entgegenzunehmen, oder 

2. Waren nach Katalog, Mustern oder Pro- 
ben in der Absicht anbietet oder anbie- 
ten läßt, sie dem Besteller zuzusenden 
(Versandhandel). 

§ 2 

(1) Großhandel betreibt, wer gewerbs- 
mäßig Waren im eigenen Namen für eigene 
oder fremde Rechnung einkauft und sie in 
derselben Beschaffenheit oder nach vorange- 
gangener, im Handel üblicher Be- oder Ver- 
arbeitung an Wiederverkäufer, Weiterverar- 
beiter, gewerbliche Verbraucher oder Groß- 
verbraucher weiterverkauft. 

(2) Einzelhändler, die Waren auch an Wei- 
terverarbeiter, gewerbliche Verbraucher oder 


Großverbraucher, jedoch nicht an Wieder- 
verkäufer verkaufen, sind insoweit nicht 
Großhändler im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 3 

Handel im Sinne dieses Gesetzes betreibt, 
wer eine Tätigkeit nach §§ 1 oder 2 ausübt. 

§ 4 

(1) Als Einzelhandel und als Großhandel 
gilt die Tätigkeit von Genossenschaften auch 
dann, wenn sie nicht auf Gewinnerzielung 
gerichtet ist oder ein Verkauf an jedermann 
nicht stattfindet. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten 
auch für Verwaltungen, öffentliche und pri- 
vate Betriebe, in denen Waren an Angehörige 
einer Verwaltung oder eines Betriebes ver- 
kauft werden. 

§ 3 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
auf den Ein- und Ausfuhrhandel keine An- 
wendung. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind 
ferner nicht anzuwenden auf das Feilhalten 
von Waren im Marktverkehr sowie auf das 
Feilhalten von Waren und das Aufsuchen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



von Bestellungen auf Waren, soweit es unter 
die Vorschriften des Titels III der Gewerbe- 
ordnung fällt. 

§ 6 

Die Begriffsbestimmungen der §§ 1 und 2 
gelten nur für den sachlichen Anwendungs- 
bereich dieses Gesetzes. 

§ 7 

(1) Wer Handel betreiben will, hat dies 
der von der Landesregierung bestimmten 
Verwaltungsbehörde unter Angabe der Art 
des Handelsbetriebes anzuzeigen. 

(2) Die Verwaltungsbehörde muß inner- 
halb von drei Monaten nach Eingang der An- 
zeige dem Beginn des Handelsbetriebes wi- 
dersprechen, wenn 

1. Tatsachen vorliegen, aus denen sich der 

Mangel der für die Leitung des Handels- 
betriebes erforderlichen Zuverlässigkeit 

a) des Inhabers des Handelsbetriebes, 

b) bei juristischen Personen oder Perso- 
nenvereinigungen einer durch Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur 
Vertretung berufenen Person 

ergibt, 

2. der Anmelder nicht nachweist, daß 

a) der Inhaber des Handelsbetriebes, 

b) bei juristischen Personen oder Perso- 
nenvereinigungen eine durch Gesetz, 
Satzung oder Gcsellschaftsvertrag zur 
Vertretung berufene Person 

die erforderliche Sachkunde besitzt. 

Hat der Inhaber des Handelsbetriebes eine 
andere Person mit der Leitung des Handels- 
betriebes beauftragt, so kann die Verwal- 
tungsbehörde nur widersprechen, wenn die 
Voraussetzungen eines Widerspruchs in der 
Person des Beauftragten vorliegen. 

(3) Der Handelsbetrieb darf vor Ablauf 
der in Absatz 2 genannten Frist von drei 
Monaten nur begonnen werden, wenn die 
Verwaltungsbehörde dem Anmelder mitteilt, 
daß sie nicht widersprechen w r erde. Wider- 
spricht die Verwaltungsbehörde, so darf der 
Handelsbetrieb nur begonnen werden, wenn 
der Widerspruch zurückgenommen oder seine 
Aufhebung durch gerichtliche Entsdaeidung 
unanfechtbar geworden ist. 

(4) Wer bereits befugt Handel betreibt 
und den Handelsbetrieb auf Lebensmittel, 


Chemikalien — ausgenommen Markenarti- 
kel — , Arzneimittel oder Gifte ausdehnen 
will, hat die beabsichtigte Ausdehnung der 
Verwaltungsbehörde anzuzeigen. Absätze 2 
und 3 sind entsprechend anzuwenden. 

(5) Wer eine Zweigniederlassung eröffnen 
will, hat dies der nach Absatz 1 zuständigen 
Verwaltungsbehörde anzuzeigen. Die Verwal- 
tungsbehörde kann der Eröffnung der 
Zweigniederlassung innerhalb von drei Mo- 
naten nach Eingang der Anzeige widerspre- 
chen, wenn die Voraussetzungen eines Wider- 
spruchs (Absatz 2) in der Person des Leiters 
der Zweigstelle vorliegen. Absätze 3 und 4 
sind entsprechend anzuwenden. 

(6) Rechtsvorschriften, nach denen der Be- 
ginn des Gewerbebetriebes von weiteren 
Voraussetzungen abhängig ist, bleiben unbe- 
rührt. 

§ 8 

(1) Der erforderliche Nachweis der Sach- 
kunde für den Handel gilt vorbehaltlich der 
Regelung im Absatz 2 als erbracht, wenn eine 
Kaufmannsgehilfenprüfung oder eine von 
der obersten Landesbehörde für Wirtschaft 
als gleichwertig anerkannte Prüfung bestan- 
den und danach eine praktische Tätigkeit im 
Handel von mindestens zwei Jahren ausge- 
übt worden ist. 

(2) Für den Handel mit Lebensmitteln, 
Chemikalien — ausgenommen Markenarti- 
kel — , Arzneimitteln und Giften gilt der 
Nachweis der Sachkunde als erbracht, wenn 

1. eine für den entsprechenden Warenzweig 
von der obersten Landesbehörde aner- 
kannte Prüfung abgelegt und danach eine 
praktische Tätigkeit von mindestens zwei 
Jahren in einem Handelsbetrieb des ent- 
sprechenden Warenzweiges ausgeübt wor- 
den ist oder 

2. nach Ablegung der Kaufmannsgehilfen- 
prüfung eine praktische Tätigkeit von 
mindestens drei Jahren in einem Han- 
delsbetrieb des entsprechenden Waren- 
zweiges ausgeübt worden ist oder 

3. die Voraussetzungen des Absatzes 3 für 
den entsprechenden Warenzweig erfüllt 
worden sind. 

(3) Der erforderliche Nachweis der Sach- 
kunde im Sinne des Absatzes 1 gilt ferner 
als erbracht, wenn eine mindestens fünfjäh- 



rige kaufmännische Tätigkeit im Handel, da- 
von eine zweijährige leitende Tätigkeit, 
nachgewiesen wird, 

(4) Wer die Voraussetzungen der Absätze 1 
bis 3 nicht erfüllt, kann die Sachkunde für 
den Handel in einer besonderen Prüfung vor 
der von der höheren Verwaltungsbehörde 
errichteten und ihrer Aufsicht unterstehen- 
den Stelle nachweisen. 

(5) Die zur Durchführung der Absätze 1 
bis 4 erforderlichen Rechtsvorschriften er- 
läßt der Bundesminister für Wirtschaft mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung. 

§ 9 

(1) Ein Erbe des Inhabers eines Handelsbe- 
triebes kann den Handelsbetrieb weiterfüh- 
ren. Er hat der nach § 7 Abs. 1 zuständigen 
Verwaltungsbehörde den Tag der Über- 
nahme des Handelsbetriebes anzuzeigen. Die 
Verwaltungsbehörde kann der Weiterfüh- 
rung des Handelsbetriebes nach Ablauf von 
zwei Jahren seit dem Tag der Übernahme 
widersprechen, wenn die Voraussetzungen 
für einen Widerspruch nach § 7 Abs. 2 vor- 
liegen. Der Widerspruch muß innerhalb von 
drei Monaten nach Ablauf der Zweijahres- 
frist erhoben werden. Der Handelsbetrieb ist 
einzustellen, sobald der Widerspruch unan- 
fechtbar geworden ist. 

(2) Die Verwaltungsbehörde darf nicht wi- 
dersprechen, solange der Erbe noch keine 
Möglichkeit hatte, die nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 
erforderliche Sachkunde zu erwerben. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Nach- 
laßverwalter, Nachlaßpfleger und Testa- 
mentsvollstrecker. § 46 der Gewerbeordnung 
bleibt unberührt. 

§ 10 

(1) Der Pflicht zur Anzeige nach § 7 un- 
terliegt nicht, wer ein stehendes Gewerbe, in 
dem Waren hergestellt, verarbeitet oder be- 
arbeitet werden, befugt betreibt und Waren 
vertreiben will, die 

1. in diesem Gewerbe hergestellt, ver- oder 
bearbeitet sind oder 

2. dazu dienen, in technischer Ergänzung die 
im eigenen Gewerbe hergestellten, ver- 
oder bearbeiteten Waren gebrauchsfertig 
zu machen oder zu erhalten oder 

3. üblicherweise in Gewerbebetriebeen die- 
ser Art als wirtschaftliche Ergänzung der 


dort hergestellten, ver- oder bearbeiteten 
Waren anzusehen sind. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Ge- 
werbetreibende, deren Tätigkeit in gewerb- 
lichen Leistungen besteht, wenn Waren ver- 
trieben werden, die mit gewerblichen Lei- 
stungen in wirtschaftlichem oder technischem 
Zusammenhang stehen oder üblicherweise zu 
diesen gewerblichen Leistungen gehören. 

§ 11 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. einen Handelsbetrieb oder den Betrieb 
einer Zweigniederlassung unter Verlet- 
zung von § 7 Abs. 3 oder 6 beginnt, 

2. einen Handelsbetrieb unter Verletzung 
von § 9 weiterführt, 

3. einen Handelsbetrieb unter Verletzung 
von § 7 Abs. 4 erweitert. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 DM geahndet wer- 
den. 

(3) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswüdrigkeiten ist 
zulässig. 

(4) Oberste Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 66 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten ist die oberste Landesbehörde für 
Wirtschaft. 

§ 12 

Folgende Rechtsvorschriften werden aufge- 
hoben: 

1. Das Gesetz zum Schutze des Einzelhan- 
dels vom 12. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 262) 

2. Die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes zum Schutze des Einzelhandels 
vom 23. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 726) 

3. Die Verordnung zur Beseitigung der 
Übersetzung im Einzelhandel vom 
16. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 498) 

4. Die Erste Anordnung zur Durchführung 
der Verordnung zur Beseitigung der 
Übersetzung im Einzelhandel vom 
16. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 499) 

5. Die Zweite Anordnung zur Durchfüh- 
rung der Verordnung zur Beseitigung der 
Übersetzung im Einzelhandel vom 23. De- 
zember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2504) 



6. Der § 4 des Gesetzes über die Zulassung 
und Schließung von Gewerbebetrieben 
(Gewerbezulassungsgesetz vom 29. De- 
zember 1948) (Nieders. GVBl. S. 188) 

7. Der § 2 der Zweiten Durchführungsver- 
ordnung zum Übergangsgesetz zur Rege- 
lung der Gewerbefreiheit vom 14. Fe- 
bruar 1949 (Brem. GBl. S. 31), soweit er 


Bonn, den 22. November 1955 


sich auf den Einzelhandel (§ 2 dieses Ge- 
setzes) und auf den Großhandel (§ 3 die- 
ses Gesetzes) bezieht. 

§ 13 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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